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Abkiirzungsverzeichnis

BAFU Bundesamt fur Umwelt

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

WHO World Health Organization

EAWAG Eidgendssische Anstalt fur Wasserversorgung, Abwasserreinigung und
Gewaésserschutz

GSchG Bundesgesetz Uber den Schutz der Gewasser

OFEV Office fédéral de I'environnement

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

OMS Organisation mondiale de la Santé

EAWAG Institut fédéral pour I'aménagement, I'épuration et la protection des
eaux

LEaux Loi fédérale sur la protection des eaux
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft
Jagd

Im November 2014 beriet der Grosse Rat des Kantons Wallis Uber die Einreichung einer
Standesinitiative mit dem Titel ,Wolf. Fertig lustig!”, welche von drei Grossraten der
CVP, FDP und SVP lanciert worden war. Der Entschluss, die Standesinitiative
einzureichen, wurde nach sehr kurzer Beratung im Grossen Rat mit 89 zu 19 Stimmen
gefallt und erzeugte kaum mediales Echo.

Auf nationaler Ebene wurde die Standesinitiative zur Aufhebung des Wolfsschutzes im
Standerat zusammen mit der Motion Imoberdorf (14.3570) behandelt, da die
Forderungen der Vorstésse in eine sehr ahnliche Richtung zielten. Die Motion des
Walliser Standerates Imoberdorf forderte den Bundesrat auf, das Bundesgesetz Uber
die Jagd und den Schutz wildlebender Saugetiere und Vogel (Jagdgesetz) so
anzupassen, dass es erlaubt wird, den Wolf ganzjéhrig zu jagen. Der urspringliche
Motionar war zum Zeitpunkt der Debatte nicht mehr im Parlament vertreten, da er bei
den Wahlen 2015 nicht wieder angetreten war. Das Anliegen wurde aber von seinem
Nachfolger, Beat Rieder (cvp, VS), ibernommen.

Der Inhalt der Walliser Standesinitiative umfasste ebenso einen Absatz, mittels dem der
Wolf als jagdbare Art eingestuft werden sollte. Der Begriff ,ganzjahrig” war aber nicht
Teil der Formulierung des Initiativtextes. Daflr beinhaltete die Initiative einen
Abschnitt, welcher den Bundesrat beauftragen sollte, die Berner Konvention, ein
internationales Ubereinkommen Gber den Schutz von wildlebenden Pflanzen und
Tieren, zu kindigen. Ein moglicher Wiederbeitritt mit gelockertem Wolfsschutz solle
aber moglich bleiben und wéare das Ziel von Verhandlungen mit den
Abkommenspartnern. Die Forderung, Verhandlungen um die Berner Konvention
aufzunehmen und zu ersuchen, dass flur die Schweiz der Wolfsschutz nicht mehr
bindend wére, war schon einmal Teil einer Motion (10.3264). Auch nach diesem
Anliegen, musste die Berner Konvention gekiindigt werden, so fern der Anderung nicht
stattgegeben wirde. Die Motion wurde 2010 von beiden Kammern angenommen,
woraufhin der Bundesrat eine Anpassung der Berner Konvention beantragte. Dieser
Wunsch von Seiten der Schweiz wurde damals aber abgelehnt. Die Berner Konvention
wurde aber, trotz gegenteiliger Forderung der angenommenen Motion, nicht geklindigt.
In der Debatte um die aktuellen Vorstdsse beantragte die UREK-SR ihrem Rat, die
Motion Imoberdorf anzunehmen, daflr aber der Standesinitiative keine Folge zu geben,
um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. UVEK-Vorsteherin Leuthard machte darauf
aufmerksam, dass der Bundesrat mit der Annahme der Motion Engler (cvp, GR) bereits
beauftragt worden sei, eine Anpassung des Jagdgesetzes vorzunehmen, welche zum
Zeitpunkt der Debatte gerade fir die Vernehmlassung ausgearbeitet wurde. Bei einer
Annahme der Motion Imoberdorf oder der Standesinitiative wlrde dieser Prozess
gestoppt und das Ergebnis aus dem Nationalrat abgewartet werden, um Leerlaufe zu
vermeiden.

Nach ausfihrlicher und emotionaler Diskussion entschied der Stdnderat die Motion mit
26 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen abzulehnen und der Standesinitiative keine Folge
zu geben.'

Die mit dem Titel "Wolf. Fertig lustig!" benannte Standesinitiative zur Aufhebung des
Wolfsschutzes aus dem Kanton Wallis beschaftigte auch den Nationalrat und dessen
UREK. Diese empfahl mit 11 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen der Standesinitiative
Folge zu geben. Sie gab zu bedenken, dass die Berner Konvention in der Schweiz zu
einem Zeitpunkt ratifiziert worden war, in der es in der Schweiz keine Wélfe gab. Da
sich dies aber seit 1980 gedndert hat und heute um die 40 Wélfe in der Schweiz leben,
habe sich die Situation in eine Richtung entwickelt, welche eine rechtliche Anpassung
fordere. Die steigende Wolfszahl fuhre dazu, dass immer mehr Tiere gerissen wurden
und sich Konflikte mit den Jagern, der Berglandwirtschaft, der Bevolkerung und dem
Tourismus verscharften. Obwohl teilweise grosse Anstrengungen unternommen wirden
Herdenschutzmassnahmen mit Schutzhunden oder hohen elektrischen Zaunen
umzusetzen, komme es immer wieder zu Zwischenfallen, bei welchen Nutztiere zu
Schaden kommen. Dass sich die Woélfe immer wieder auch in die Néhe von Dérfern
wagen, sei fur die betroffene Bevolkerung nicht mehr tragbar. Aus diesem Grund sei es
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wichtig, die gesetzliche Grundlage zu schaffen, um Wélfe ohne weitere Hirden jagen zu
durfen, so die Argumentation der Kommissionsmehrheit und der beflrwortenden
Ratsmitglieder.

Die Minderheit der Kommission, welche die Standesinitiative verwerfen wollte,
kritisierte, dass es so zu einer erneuten Ausrottung der Wélfe in der Schweiz kommen
kénnte. Weiter erlauterte sie, dass die Zahl der gerissenen Schafe und Ziegen im
Verhéltnis zu den anderweitig verunfallten Tieren sehr klein sei. So wlrden in der
Schweiz jahrlich 200 bis 300 Nutztiere von Woélfen gerissen, wéhrend 4000 bis 5000
Schafe und Ziegen pro Jahr unabhéngig vom Wolf verunfallten. Auf formaler Ebene
mache es zudem keinen Sinn, einen weiteren Vorstoss zum Wolfsschutz anzunehmen,
wahrend sich die Umsetzung einer zuvor von beiden Kammern angenommenen Motion
(14.3151) im Vernehmlassungsprozess befinde.

Bei der Abstimmung stimmte die Mehrheit der Fraktion der Schweizerischen
Volkspartei, der FDP-Fraktion und der CVP-Fraktion fur Folge geben der
Standesinitiative und Uberstimmte damit die geschlossenen Fraktionen der Griinen, der
Sozialdemokraten, der Grlnliberalen und der Burgerlich-Demokratischen Partei mit 101
zu 83 Stimmen (2 Enthaltungen). Damit ging das Geschéaft zurlick an den Sténderat,
welcher sich als Erstrat gegen die Vorlage ausgesprochen hatte. ?

Wieder zurtick im Standerat debattierten die Ratsmitglieder ein erneutes Mal Uber die
Standesinitiative zur Aufhebung des Wolfsschutzes. Die Mehrheit der Kommission hielt
am Entscheid des Stédnderats fest, der Initiative keine Folge zu geben.

Der Bundesrat hatte zwischenzeitlich bekannt gegeben, dass 2018 ein erneuter Antrag
an die Berner Konvention gestellt werden wird, welcher fordert, dass der Schutzstatus
des Wolfes von ,streng geschutzt™ auf ,geschutzt™ zurtickgestuft werden soll. So wéare es
moglich, den Wolf zu jagen, um den Bestand zu regulieren, ohne aus der Berner
Konvention austreten zu missen.

Die Mehrheit der Kommission unterstutzte diesen Weg. Kommissionssprecher
Luginbihl (bdp, BE) forderte den Bundesrat zusatzlich auf, in der Ausgestaltung der
Gesetzesrevision des Jagdgesetzes den vorhandenen Spielraum beim Schutzstatus des
Wolfes maximal auszunutzen. Die Minderheit der Kommission, welche forderte der
Standesinitiative Folge zu geben, kritisierte erneut, dass der Bundesrat trotz
gegenteiligem Auftrag nicht bereits aus der Berner Konvention ausgetreten war.

Bei der Abstimmung folgten 23 Standeratsmitglieder ihrer Kommissionsmehrheit und
stimmten gegen Folge geben der Standesinitiative. Zehn Mitglieder stimmten fir die
Kommissionsminderheit und damit fur Folge geben und 7 Mitglieder enthielten sich. Mit
der erneuten Ablehnung im Stdnderat wurde das Geschaft ad acta gelegt. °

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Suivant I'avis des autorités, le souverain repoussa le texte proposé. Le refus fut
toutefois moins clair que lors de la votation, en 1985, sur l'initiative de Franz Weber
prénant une interdiction absolue de toute expérimentation, le non rassemblant 56.4%
de la population et 17 et 5/2 cantons. Les cantons ayant accepté I'initiative sont ceux de
Zurich, Berne, Grisons et Appenzell Rhodes-extérieures. De maniere générale, le non a
été plus net dans les cantons romands, surtout dans ceux du Jura et du Valais. Face a ce
résultat, toutes les parties ont exprimé leur satisfaction; les opposants en raison du
rejet populaire, et les initiants a cause de la forte proportion de oui. *
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Wasserkraft

Gegen eine im September 2014 vom Grossen Rat des Kantons Wallis auf 80 Jahre
verliehene Konzession fir die Wasserkraftanlage Chippis-Rhone (VS) hatten
Umweltverbénde (der WWF Schweiz und die WWF-Sektion Wallis, die Stiftung fur
Landschaftsschutz und Pro Natura) eine Beschwerde beim Kantonsgericht Wallis und
schliesslich beim Bundesgericht erhoben. Sie kritisierten den lickenhaften Bericht fur
die Umweltvertréaglichkeitsprifung, die Dauer der Konzession sowie die unzureichende
Bestimmung der Restwassermenge - will heissen dem Anteil an Wasser, der im Sinne
der Erhaltung der Biodiversitat ungehindert die Stauanlagen passieren kann und
beispielsweise Fischen die Passage erlaubt. Das Bundesgericht gab im November 2017
der Beschwerde teilweise statt, was zur Folge hatte, dass das Kantonsgericht Wallis und
der Staatsrat erneut Uber die Konzession entscheiden miussen. Der Kanton Wallis
reichte daraufhin eine Standesinitiative zur Frage der Restwassermenge bei
bestehenden Wasserkraftwerken ein. °

Eine vom Kanton Wallis im Mai 2018 eingereichte Standesinitiative forderte von den
eidgendssischen Raten, die nationalen Bestimmungen fiir die Wasserkraft - im
Besonderen jene im Bundesgesetz Uber den Schutz der Gewéasser - zu lockern. Der
Grosse Rat des Kantons Wallis fundierte diese Forderung mit dem Argument, dass
durch die im Jahre 1991 eingefihrten Umweltschutzbestimmungen das
Wasserkraftpotential in der Schweiz nicht ausreichend ausgeschopft werden kénne.
Der Gebirgskanton sah das Problem dabei vor allem in den zu leistenden Kosten fur
Kompensations-  und Umweltmassnahmen im  Zusammenhang mit  der
Umweltvertraglichkeitsprifung, welche in den kommenden Jahren im Zuge der
anstehenden Neukonzessionierungen bei einem Grossteil aller Anlagen zu leisten sind.
Gemass der im  «Nouvelliste» genannten Studie des Schweizerischen
Wasserwirtschaftsverbands (SWV) wirden sich demnach die schweizweiten
Stromproduktionsverluste nach den Neukonzessionierungen in der Wasserkraft
aufgrund der neu einzuhaltenden Umweltvorschriften auf elf Prozent belaufen. Die
bisher geltenden Konzessionen stammen grdosstenteils noch aus den Jahren vor 1991
und mdissen deshalb die strengeren Gewasserschutzbestimmungen noch nicht
einhalten, erklarte etwa die Westschweizer Zeitung «Le Temps».

Die UREK-SR zeigte sich im Januar 2019 zuerst noch unentschlossen und bat die
Verwaltung deshalb, aktuelle Datengrundlagen zu liefern, um abschéatzen zu kénnen, ob
und wie die aktuell geltenden Umweltvorschriften bei der Neukonzessionierung von
Wasserkraftanlagen die Ziele im Zubau der Wasserkraft geméss der Energiestrategie
2050 beeinflussen. Im September desselben Jahres beantragte die Kommission nach
Begutachtung der Datengrundlagen mit 7 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung, der
Walliser Standesinitiative keine Folge zu geben. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit
wilrden die geltenden Umweltschutzvorschriften die Ausbauziele in der Wasserkraft
gemass der Energiestrategie 2050 nicht behindern. °

In  der Wintersession 2019 folgte der Standerat dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und gab mit 26 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen der Walliser
Standesinitiative fiir eine Lockerung des Gewasserschutzgesetzes keine Folge.
Ausgangspunkt fur die Standesinitiative war ein Bundesgerichtsentscheid um
Restwassermengen flr die Wasserkraftanlage Chippis-Rhone (VS) gewesen: In
Anwendung des neu geltenden  Gewasserschutzgesetzes im  Zuge der
Neukonzessionierung war die Betreiberin verpflichtet worden, die strengeren
Umweltbestimmungen einzuhalten und insbesondere Vorgaben zu Restwassermengen -
dem Anteil an Wasser, der nicht gestaut werden darf und ungehindert weiterfliessen
kéonnen muss - im Sinne einer verbesserten Biodiversitdt zu beachten. Diese
Massnahmen wdirden aber zu starken Einbussen in der Stromproduktion fuhren, was
nicht mit den Wasserkraftausbauzielen der Energiestrategie 2050 einhergehe,
argumentierte Stdnderat Beat Rieder (cvp, VS). Er lieferte sich im Rat ein kleines
Wortgefecht mit dem Kommissionsmehrheitssprecher Roberto Zanetti (sp, SO), der
davor warnte, diese Bestimmung im Gewasserschutzgesetz anzutasten, die damals im
Sinne einer Kompromisslésung als indirekter Gegenentwurf zur Volksinitiative
«Lebendiges Wasser» Einzug ins Gesetz gefunden hatte. «Man kann sich auch beim
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Umgang mit Wasser die Finger verbrennen», ermahnte Zanetti seinen Walliser
Amtskollegen.’

Umweltschutz
Gewasserschutz

Mit Inkrafttreten der revidierten Fremd- und Inhaltsstoffverordnung (FIV) per 1. Januar
2014 war der Grenzwert fur Arsen von 50 auf 10 Mikrogramm gesenkt sowie ein
Grenzwert fur Uran festgelegt worden (30 Mikrogramm). Die neuen Grenzwerte
entsprechen den durch die WHO festgelegten Richtwerte. Die Senkung hatte zur Folge,
dass die Grenzwerte in Gewassern einzelner Versorgungsgebiete, die sich insbesondere
in den alpinen Regionen der Kantone Graubinden, Tessin und Wallis befinden,
Uberschritten wurden. Im April 2015 erschien in der Fachzeitschrift "Aqua & Gas" ein
Artikel der EAWAG zu Methoden der Arsen- und Uranentfernung aus dem Trinkwasser.
Die Studie folgert, dass der Arsengehalt in Gewassern am Besten mit Eisenoxidfiltern
reduziert werden kénne. Einer erhdhten Urankonzentration sei in erster Linie mit
lonentauschern zu begegnen. ®

Quatre ans apres la fin du délai fixé dans la loi sur la protection des eaux (LEaux) pour
I'assainissement des troncons a débit résiduel en aval des prises d’eau concédées
avant 1992, seuls trois quarts des prélévements d'eau ont été assainis. En 2014,
I'enquéte de I'OFEV révélait la lenteur des cantons concernés - tous les cantons
exceptés Schaffhouse, Béle-Ville et Appenzell Rhodes-Intérieures - dans I'exécution de
la tache. Le Conseil fédéral avait donc exhorté les autorités compétentes de remplir
leur obligation. Seuls Genéve et Béle-Ville ont respecté le délai. Les cantons de Soleure
et d'Uri y sont parvenus avec deux ans de retard. Pour les autres cantons, les travaux
d'assainissement sont encore en cours. Parmi les mauvais éléves figurent le Valais, le
Jura et Appenzell Rhodes Extérieures. Depuis 2014, ils ont toutefois accéléré la
cadence. Actuellement, le Valais doit encore procéder a un tiers des 250 prélévements
restants, et le canton des Grisons a un quart. La Confédération espére la fin de
I'assainissement d'ici 2018. °

Dans la nouvelle version de I'ordonnance sur la protection des eaux (OEaux), approuvée
par le Conseil fédéral, figure une dérogation a l'autorisation de déversement d'eaux
issues de circuits de refroidissement ouverts. Cet assouplissement vise & réduire le
probleme découlant de I'obligation de suspendre le déversement d'eaux de
refroidissement lorsque la température du cours d'eau excéde les 25 degrés. Au-dela
de cette température, les autorités pourront donc tolérer des rejets thermiques ayant
un effet minime sur la température de I'eau. Des dérogations spécifiques sont
accordées aux centrales nucléaires existantes. Toutefois, les nouvelles installations
construites devront limiter la production de chaleur et utiliser I'évacuation dans le
cours d'eau seulement pour les rejets thermiques non récupérables.

Le projet de modification a été accueilli favorablement par la plupart des cantons et
par les milieux économiques interrogés. Ce ne fut pas le cas pour le PS, les
organisations environnementales, quelques associations professionnelles et instituts de
recherche, et pour huit cantons (AG, BL, FR, GE, LU, TI, TG, VD). Une des principales
raisons qui motive leur position est la survie des organismes aquatiques. Pour I'assurer,
il faudrait empécher ou limiter toute hausse de température des cours d'eau par des
rejets thermiques. ©
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